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Antrag 

der Abgeordneten Ottmar Schreiner, Gerd Andres, Adolf Ostertag, Doris Barnett, 
Hans Büttner (Ingolstadt), Peter Dreßen, Rudolf Dreßler, Konrad Gilges, Günter 
Graf (Friesoythe), Karl Hermann Haack (Extertal), Gabriele Iwersen, Renate Jäger, 
Jann-Peter Janssen, Dr. Uwe Küster, Erika Lotz, Dieter Maaß (Herne), Ulrike 
Mäscher, Günter Oesinghaus, Leyla Onur, Renate Rennebach, Wieland Sorge, 
Wolfgang Spanier, Dr. Peter Struck, Franz Thönnes, Hans Eberhard Urbaniak, 
Verena Wohlleben, Rudolf Scharping und der Fraktion der SPD 


Arbeit schaffen statt Arbeitslosigkeit finanzieren 


Der Bundestag wolle beschließen: 


I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Deutschland befindet sich in der schwersten Beschäftigungs- 
krise der Nachkriegszeit. Mit fast 5 Millionen registrierten Ar- 
beitslosen und 7 bis 8 Millionen fehlenden Arbeitsplätzen war 
die Lage auf dem Arbeitsmarkt noch nie zuvor so schlecht wie 
in diesem Winter 1997/98: Im Januar gab es 4 f 82 Millionen Ar- 
beitslose, noch einmal 165 000 mehr als 1997. Deutschland war 
das einzige Land in der EU, das auch im gesamten Verlauf des 
letzten Jahres noch eine steigende Arbeitslosigkeit aufwies. In 
den neuen Bundesländern war die Entwicklung besonders dra- 
matisch: Seit der Wiedervereinigung wurden dort fast 3 Mil- 
lionen Arbeitsplätze abgebaut; die Arbeitslosenquote liegt 
mittlerweile mit 21,3 % mehr als doppelt so hoch wie in den al- 
ten Ländern (10,4 %). 

Katastrophal ist die Lage bei den Langzeitarbeitslosen: Im Fe- 
bruar 1998 waren mit rd. 1,61 Millionen Personen ein Drittel 
aller Arbeitslosen länger als ein Jahr arbeitslos. Gegenüber 
1997 waren dies 285 000 oder 21,4 % mehr. 

Auch Jugendarbeitslosigkeit ist in Deutschland kein Randpro- 
blem mehr. Sie steigt seit 1992 wieder beständig an und hatte 
im August 1997 mit fast 550 000 einen neuen Höchststand er- 
reicht. Da zugleich rd. 200 000 Ausbildungsplätze fehlen, ha- 
ben ein Großteil der jüngeren Menschen Angst um ihre beruf- 
liche Zukunft. 

Mit der Arbeitslosigkeit sind die Kosten der öffentlichen Haus- 
halte und der Sozialversicherungsträger explodiert: Seit 1990 
haben sich die Kosten der Arbeitslosigkeit von rd. 55 Mrd. DM 
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auf rd. 170 Mrd. DM pro Jahr mehr als verdreifacht! Dies be- 
weist: Die Kapitulation vor einer ständig steigenden Arbeitslo- 
sigkeit ist wesentlich teurer als ihre entschlossene Bekämp- 
fung. 

2. Fast fünf Millionen Arbeitslose sind kein unabwendbares 
Schicksal, sondern das Resultat einer gescheiterten Politik. Die 
beschäftigungspolitische Tatenlosigkeit der Bundesregierung 
und ihr Vertrauen auf die angeblichen Selbstheilungskräfte des 
Marktes waren eklatante Fehler. Unverantwortlich und ar- 
beitsmarktpolitisch besonders schädlich war die Brüskierung 
der Gewerkschaften nach den Verhandlungen zum Bündnis 
für Arbeit: Anstatt den längst überfälligen gesellschaftspoliti- 
schen Konsens zur entschlossenen Bekämpfung der Massen- 
arbeitslosigkeit aktiv anzustreben, hat die Bundesregierung 
ihre einseitigen Leistungskürzungen im Sozial- und Arbeits- 
recht fortgesetzt, ohne daß die selbstgesteckten Ziele dabei er- 
reicht oder auch nur absehbar wären. Weder die Arbeitslosig- 
keit noch die Staatsschulden und schon gar nicht die Steuer- 
und Abgabenlast konnten dauerhaft gesenkt werden. Deshalb 
wird es Zeit, daß sich etwas ändert in Deutschland. Die finan- 
ziellen und sozialen Probleme unseres Landes können nur dann 
bewältigt werden, wenn wir neue Arbeitsplätze schaffen und 
die Arbeitslosigkeit entscheidend verringern. Unser Land 
braucht eine neue Politik, die 

• Beschäftigung fördert statt Arbeitslosigkeit zu verwalten, 

• verläßliche Rahmenbedingungen für ein nachhaltiges Wirt- 
schaftswachstum schafft, 

• eine kreative unternehmerische Aufbruchstimmung er- 
zeugt, 

• die innovative Umverteilung vorhandener Erwerbsarbeit 
anschiebt und 

• den Aufbau Ostdeutschlands solidarisch weiterführt. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 
schnellstmöglich ein Aktionsprogramm „Arbeit schaffen statt 
Arbeitslosigkeit finanzieren" zu verwirklichen. Das Programm 
soll folgende Eckpunkte enthalten: 


1. Vorrangig: Ein neues Bündnis für Arbeit, Innovation und 
Gerechtigkeit 

Wie die Beispiele aus den Niederlanden und Dänemark be- 
weisen, ist ein breiter gesellschaftlicher Konsens eine ent- 
scheidende Voraussetzung für dauerhaften Erfolg bei der 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Vor allem anderen muß des- 
halb die Bundesregierung die Initiative ergreifen, um ein auf 
Vertrauen, Verläßlichkeit, Kompromißbereitschaft und Gestal- 
tungskraft basierendes neues Bündnis für Arbeit, Innovation 
und Gerechtigkeit aufzubauen. Gewerkschaften, Arbeitgeber, 
Bund, Länder und Gemeinden, sie alle müssen konkrete und 
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überprüfbare Beiträge zu einem neuen Bündnis für Arbeit, In- 
novation und Gerechtigkeit beisteuern. Die Bundesregierung 
muß sicherstellen, daß im Rahmen entsprechender politischer 
Verabredungen nachvollziehbare Umsetzungsschritte aller 
Akteure und präzise Zeitvorgaben dafür vereinbart und ein- 
gehalten werden. Zugleich muß sie den nächsten beschäfti- 
gungspolitischen Aktionsplan des Bundes im Rahmen der Eu- 
ropäischen Beschäftigungspolitik mit den Vereinbarungen für 
ein neues Bündnis für Arbeit, Innovation und Gerechtigkeit 
verknüpfen. 


2. Wirtschaftspolitische Rahmenbedingungen verbessern 

Unabdingbar ist, daß die Wirtschafts-, Finanz- und Steuerpo- 
litik die richtigen Rahmenbedingungen für mehr Beschäfti- 
gung setzt. Ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum wird es da- 
bei nur durch eine pragmatische und beschäftigungsorientierte 
Kombination von Angebots- und Nachfragepolitik geben. Mit 
einer Senkung der Sozialversicherungsbeiträge muß deshalb 
endlich eine Trendwende zur Senkung der Arbeitskosten ein- 
geleitet werden. Gemeinsam mit einer Senkung der Unter- 
nehmenssteuersätze können nur über eine deutliche Senkung 
der Arbeitskosten die Investitionskraft aller Wirtschaftszweige 
in Deutschland gestärkt und die für ein nachhaltiges Wirt- 
schaftswachstum notwendige höhere Investitionsquote ver- 
wirklicht werden. Gleichzeitig ist eine Steuerreform unver- 
zichtbar, um mit einer Entlastung der Normalverdiener, der 
Arbeitnehmer und der Familien die Kaufkraft breiter Bevölke- 
rungsschichten zu verbessern und die Inlandsnachfrage zu 
stärken. 

Trotz beachtlicher Erfolge beim wirtschaftlichen Aufbau in Ost- 
deutschland ist in jüngster Zeit die Arbeitslosigkeit erheblich 
stärker gestiegen als im Westen. Ostdeutschland braucht des- 
halb vor allem Planungssicherheit und über einen längeren 
Zeitraum feste Zusagen - auch in der Arbeitsmarktpolitik. Die 
solidarische Hilfe zwischen West und Ost muß im festgelegten 
Volumen weitergeführt, aber noch gezielter eingesetzt werden 
zum Aufbau einer industriellen Basis, zum Ausbau der ost- 
deutschen Forschungslandschaft, einem qualitativ hochwerti- 
gen Angebot an betrieblichen Ausbildungsplätzen und einer 
besseren Eigenkapitalausstattung vor allem für kleine und 
mittlere Unternehmen. 


3. Strukturwandel beschleunigen 

Deutschland als moderner Industrie- und Dienstleistungsstan- 
dort kann seine Wettbewerbsfähigkeit auf den Weltmärkten 
nicht durch einen Wettlauf um kurzfristige Kostensenkungen 
sichern. Anstatt in alten Strukturen und vorhandenen Märkten 
zu verharren, müssen durch Kreativität und Leistungsbereit- 
schaft, Qualifikation und technologischen Vorsprung neue 
Märkte erschlossen und zukunftsträchtige Beschäftigungsfel- 
der gefördert werden. Hierzu ist eine Innovations- und Grün- 
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dungsoffensive vor allem für kleine und mittlere Unternehmen 
erforderlich. Der Zugang zu zinsverbilligten Krediten, Risi- 
kobürgschaften und Beratungsangeboten für Existenzgründer 
muß deutlich verbessert werden, um Investitionen und neue 
Produkte und Dienstleistungen anzuregen. Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben müssen breiter unterstützt werden, ins- 
besondere in den Bereichen neue Werkstoffe, erneuerbare 
Energien sowie Informations-, Kommunikations- und Öko- 
technologien. Kooperationen von kleinen und mittleren Un- 
ternehmen untereinander müssen intensiv und ebenso geför- 
dert werden wie ein verstärkter Informationsaustausch 
zwischen Hochschulen und Unternehmen. Durch die Förde- 
rung kommunaler Investitionen zur Sanierung brachliegender 
Gewerbegebiete, stillgelegter Gewerbegebäude und zur Sa- 
nierung damit verbundener kommunaler Infrastrukturen sind 
zugleich die Rahmenbedingungen für Investitionen mittel- 
ständischer Unternehmen zu verbessern. 

Der gesellschaftliche Wandel mit einem höheren Anteil von 
Ein-Personenhaushalten, steigender Frauenerwerbstätigkeit 
und mehr individueller Lebensgestaltung führt zu einem stei- 
genden Bedarf an Haushaltsdienstleistungen. Allerdings sind 
heute Dienstleistungen in privaten Haushalten in der Regel 
dann zu teuer, wenn sie in sozial abgesicherten Arbeitsver- 
hältnissen angeboten werden. Außerdem reicht der Bedarf ei- 
nes einzelnen Haushaltes oft nicht aus, um allein ein reguläres 
Arbeitsverhältnis daraus zu gestalten. Deshalb müssen das An- 
gebot für haushaltsbezogene Dienstleistungen von Dienstlei- 
stungsagenturen gebündelt und die Nachfrage danach durch 
Dienstleistungsgutscheine für den einzelnen Haushalt verbil- 
ligt und insgesamt erhöht werden. Die dabei eingesetzten För- 
dermittel sollen den Ersparnissen an Lohnersatzleistungen ent- 
sprechen. 


4. Recht und Ordnung auf dem Arbeitsmarkt wiederher- 
stellen 

Die bevorstehenden wirtschaftlichen Herausforderungen 
können nicht mit den herkömmlichen Strukturen der Arbeits- 
welt bewältigt werden. Notwendig sind neue Formen der 
Arbeitsorganisation, neue Arbeitszeitmodelle und mehr Teil- 
zeitarbeitsplätze. Allerdings dürfen neue Beschäftigungs- 
formen auf dem Arbeitsmarkt weder zu einem unfairen Wett- 
bewerb noch zu einer systematischen Flucht aus der 
Sozialversicherung führen. Es ist deshalb dringend erforder- 
lich, Recht und Ordnung auf dem Arbeitsmarkt wiederherzu- 
stellen. Hierzu gehört vor allem, den enorm gestiegenen 
Mißbrauch der geringfügigen Beschäftigung schnellstens zu 
stoppen. Beitragszahlende Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
dürfen nicht länger die Leidtragenden sein, wenn die Sozial- 
versicherungspflicht umgangen und der soziale Schutz des 
einzelnen ausgehöhlt wird. In Zukunft sollen deshalb für jede 
Beschäftigung oberhalb einer Bagatellgrenze Sozialversiche- 
rungsbeiträge gezahlt werden; ein entsprechender Gesetzent- 
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wurf der SPD liegt bereits vor. Die betriebliche Flexibilität bei 
Saisonbeschäftigung und kurzfristigen Aushilfen ist dabei ge- 
währleistet. 

Auch die Scheinselbständigkeit muß entschieden bekämpft 
werden. Erwerbstätige, die formal als Selbständige behandelt 
werden, tatsächlich jedoch wie abhängig Beschäftigte arbei- 
ten und von einem einzigen Auftraggeber wirtschaftlich ab- 
hängig sind, verlieren jeden arbeits- und sozialversicherungs- 
rechtlichen Schutz. Durch Umsetzung des Gesetzentwurfs der 
Fraktion der SPD zur Bekämpfung der Scheinselbständigkeit 
muß sichergestellt werden, daß solche Beschäftigten zukünf- 
tig wieder wie Arbeitnehmer behandelt werden. 

Gleichzeitig müssen die illegale Beschäftigung und die 
Schwarzarbeit vor allem im Baugewerbe wirksamer als bisher 
und unter Ausschöpfung aller Sanktionsmöglichkeiten einge- 
dämmt werden. Vordringlich ist vor allem die Einführung einer 
Generalunternehmerhaftung. Das Arbeitnehmer-Entsendege- 
setz muß entfristet und durch Festlegung eines verbindlichen 
Mindestlohnes wirksam verbessert werden. 

Diese ordnungspolitischen Maßnahmen führen zu Mehrein- 
nahmen in der Sozialversicherung in Höhe von mehreren 
Mrd. DM; sie sollen für eine weitere Senkung der Beitragssätze 
genutzt werden. 


5. Beschäftigungsorientierte Arbeitszeitpolitik 

Die Hauptverantwortung für die Arbeitszeitgestaltung liegt bei 
den Tarifvertragsparteien. Arbeitgeber und Gewerkschaften 
haben bereits in den letzten Jahren entscheidende Beiträge zur 
Sicherung von Arbeitsplätzen durch eine flexiblere Gestaltung 
und eine Verkürzung der Arbeitszeit erbracht. Sie bleiben auf- 
gefordert, alle tarifvertraglichen Möglichkeiten auch weiterhin 
umfassend zu nutzen. Um eine deutliche Verringerung der Ar- 
beitslosigkeit zu erreichen, sind jedoch parallel dazu auch 
staatliche Maßnahmen zur Verkürzung und flexiblen Gestal- 
tung der Arbeitszeit erforderlich. Im einzelnen sind dies 

- der Abbau von Überstunden, 

- eine Initiative für mehr sozial gesicherte Teilzeitarbeit, 

- die Einführung einer Teilzeitbeihilfe, die eine freiwillige 
Verringerung der Arbeitszeit aus arbeitsmarktpolitischen 
Gründen unterstützt, 

- die Übernahme ausgebildeter Jugendlicher zumindest in 
Teilzeitbeschäftigungsverhältnisse und 

- die Verbesserung des Altersteilzeitgesetzes. 


6. Kurswechsel in der Arbeitsmarktpolitik 

In der Arbeitsmarktpolitik ist ein grundlegender Kurswechsel 
erforderlich. Anstatt Arbeitslosigkeit nur noch zu verwalten, 
muß verstärkt Beschäftigung finanziert werden. Zur zielge- 
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richteten Förderung von Ausbildungs- und Arbeitsplätzen sind 

folgende Einzelmaßnahmen vordringlich: 

- In einem Sonderprogramm zur Bekämpfung der Jugend- 
arbeitslosigkeit müssen alle ausbildungswilligen und -fähi- 
gen Jugendlichen ein zumutbares Ausbildungsplatzange- 
bot erhalten. Dies bedeutet, daß Kammern, Kommunen, 
Arbeitsämter, Gewerkschaften und Bildungsträger in 
einem regionalen Konsens zusätzliche Ausbildungsplätze 
erschließen, kleinere Betriebe zu Ausbildungsverbünden 
zusammenführen und falls erforderlich, auch überbetrieb- 
liche Ausbildungsplätze bereitstellen. Eine betriebsüber- 
greifende Finanzierung der Berufsausbildung per Gesetz 
ist als ultima ratio dann erforderlich, wenn weder die 
Arbeitgeber ihrer Ausbildungspflicht nachkommen noch 
tarifvertragliche Regelungen oder Kammerumlagen eine 
Berufsausbildung für alle Jugendlichen sichern. 

- Jeder Jugendliche soll nach spätestens sechs Monaten Ar- 
beitslosigkeit ein Angebot für eine Ausbildung, eine Qua- 
lifizierung oder eine Teilzeitbeschäftigung erhalten. Auf 
diese Weise sollen die Jugendarbeitslosigkeit um jährlich 
100 000 Personen gesenkt und vor allem Langzeitarbeits- 
losigkeit bei Jugendlichen verhindert werden. Wenn Ju- 
gendliche jedoch ohne plausiblen Grund angebotene Aus- 
oder Weiterbildung oder Arbeitsplätze ablehnen, müssen 
die Sanktionsmöglichkeiten im Arbeitsförderungsrecht 
(Sperrzeiten, Streichung von Lohnersatzleistungen) konse- 
quent angewandt werden. 

- Wie im Europäischen Beschäftigungsgipfel vereinbart, muß 
die Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit deutlich ver- 
stärkt werden. Ziel ist es, jedem Langzeitarbeitslosen nach 
einer möglichst kurzen Übergangsphase eine Aus- oder 
Weiterbildung oder eine öffentlich geförderte Beschäfti- 
gung anzubieten. Vor allem müssen Brücken für Langzeit- 
arbeitslose in den ersten Arbeitsmarkt gebaut werden. 
Hierzu sollen die nicht gewinnorientierte Arbeitnehmer- 
überlassung, besondere Vermittlungsagenturen oder Exi- 
stenzgründungen über soziale Betriebe genutzt werden. 
Auch die innerbetriebliche Qualifizierung über Job-rotati- 
on-Programme ist zu verstärken. Ziel ist es, wie in Skandi- 
navien Langzeitarbeitslose als Vertretung auf solche be- 
trieblichen Stellen zu vermitteln, die durch Elternurlaub 
oder Weiterbildung der bisherigen Beschäftigten für eine 
befristete Zeit unbesetzt sind. Insgesamt ist es bei einer kon- 
zentrierten Kraftanstrengung realistisch, die Langzeitar- 
beitslosigkeit innerhalb der nächsten vier Jahre um 500 000 
Personen abzubauen. 

- Mittelfristig müssen eine grundlegende Reform und ein 
Kurswechsel in der Arbeitsmarktpolitik das vorrangige Ziel 
sein. Sie soll den Vorrang aktiver Arbeitsförderung, die Ein- 
führung eines geregelten Bundeszuschusses, eine Verzah- 
nung mit der regionalen Strukturpolitik und eine verbind- 
liche Frauenförderung als Kembestandteile umfassen. Die 
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Arbeitsmarktpolitik muß noch gezielter als bisher allen ost- 
deutschen und strukturschwachen westdeutschen Regio- 
nen helfen, die jeweiligen Arbeitsmarktungleichgewichte 
abzubauen. Detaillierte und durchgerechnete Vorschläge 
dazu hat die Fraktion der SPD bereits 1995 mit dem Ent- 
wurf eines Arbeits- und Strukturreformgesetzes (ASFG) 
eingebracht. Die Ausgaben für aktive Arbeitsförderung 
sind schrittweise von heute 27 auf mindestens 50 % der Ge- 
samtausgaben der Bundesanstalt für Arbeit zu steigern. 
Den Mehrausgaben für aktive Maßnahmen stehen schon 
kurzfristig Einsparungen vor allem bei Arbeitslosengeld 
und Arbeitslosenhilfe von 80 bis 85 % der Mehrausgaben 
gegenüber. 

- Die Arbeitsämter müssen in die Lage versetzt werden, in 
Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern und anderen In- 
stitutionen die Arbeitslosigkeit wirksamer als bisher zu 
bekämpfen. Anstatt sie mit flächendeckenden Meldekon- 
trollen der Arbeitslosen zu beschäftigen, sollen Eigenver- 
antwortung, Flexibilität und Effektivität der Arbeitsämter 
gestärkt und ausgebaut werden. Unverzichtbar ist aller- 
dings ein einheitlicher Beitragssatz zur Arbeitslosenversi- 
cherung. Wir brauchen mehr und nicht weniger Solidarität 
mit wirtschaftlich schwachen Regionen in Deutschland. 

- Zur Arbeitsmarktpolitik gehört auch, daß jedem arbeits- 
fähigen Sozialhilfeempfänger eine Arbeit, eine Umschu- 
lung oder eine Weiterbildung angeboten wird. Bereits in 
den letzten Jahren haben die Städte und Landkreise ihre 
arbeitsmarktpolitischen Anstrengungen erheblich ausge- 
weitet: Von rd. 700000 arbeitslosen Sozialhilfeempfängern 
sind z. Z. rd. 200000 in geförderten Maßnahmen der „Hil- 
fe zur Arbeit". Zusätzlich beteiligen sich die Kommunen 
mit eigenen finanziellen Beiträgen an Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen für 120000 Beschäftigte. Auf absehbare 
Zeit ist die zusätzliche Bereitstellung von Beschäftigungs- 
möglichkeiten für arbeitslose Sozialhilfeempfänger durch 
die Kommunen unverzichtbar. Zudem soll die Arbeitsauf- 
nahme von arbeitslosen Sozialhilfeempfängern durch 
befristete, ergänzende Einkommenszuschüsse gefördert 
werden (Kombi-Einkommen); ein entsprechender Gesetz- 
entwurf wurde von der Fraktion der SPD bereits vorgelegt. 
Dabei gilt selbstverständlich auch für Sozialhilfeempfän- 
ger: Wer zumutbare Arbeit ohne wichtigen Grund ablehnt, 
dem wird die Hilfe gekürzt. In einer Gemeinschaft gibt es 
nicht nur Rechte, sondern auch Pflichten. Allerdings kann 
man Arbeitsmarktpolitik nicht auf Arbeit statt Sozialhilfe 
verkürzen; schon gar nicht dürfen die Sozialhilfeempfän- 
ger zum Sündenbock für die verfehlte Arbeitsmarktpolitik 
der Bundesregierung gemacht werden. 

Parallel zur Verbesserung des Instrumentariums der So- 
zialhilfeträger müssen arbeitslose Sozialhilfeempfänger in 
die Maßnahmen der aktiven Arbeitsförderung einbezogen 
werden. Kurzfristig und als Sofortmaßnahme ist dabei eine 
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Öffnungsklausel im SGB III erforderlich. Dazu gehört auch, 
daß die Zusammenarbeit zwischen Arbeits- und Sozialäm- 
tern gesetzlich geregelt und ein Finanzierungsanteil der 
Bundesanstalt für Arbeit dazu festgelegt wird. 


7. Modellversuch: Arbeitsmarktpolitisches Konzept für 
gering qualifizierte Arbeit 

Die hohe und zunehmende Langzeitarbeitslosigkeit Gering- 
qualifizierter zeigt, daß in Deutschland ein erhebliches Defizit 
an einfachen Arbeitsplätzen besteht. Seriösen Prognosen zu- 
folge wird sich ihr Anteil an allen Arbeitsplätzen bis zum Jahr 
2010 noch einmal halbieren und dann nur noch 10 % betragen. 
Andererseits hat Deutschland schon heute eine große Be- 
schäftigungslücke im Bereich der einfachen Dienstleistungen. 
Wie Erfahrungen aus anderen Ländern zeigen, reagiert die 
Nachfrage nach solchen Tätigkeiten sehr stark auf den Preis; 
dies bedeutet, daß über eine Senkung der Arbeitskosten ein 
erhebliches Beschäftigungspotential bei einfachen Dienstlei- 
stungstätigkeiten erschlossen werden kann. Allerdings ist eine 
generelle Senkung der Löhne für gering qualifizierte Tätigkeit 
nicht akzeptabel: Sie widerspricht dem grundsätzlichen ge- 
sellschaftspolitischen Ziel, wonach auch die unteren Tariflöh- 
ne bei Vollzeiterwerbstätigkeit ein Einkommen oberhalb der 
Sozialhilfe ermöglichen müssen. Politisches Ziel muß es des- 
halb sein, die Arbeitskosten für weniger produktive Arbeits- 
plätze zu verringern und gleichzeitig die Einkommenssituation 
Geringqualifizierter zu verbessern. Gefragt ist die arbeits- 
marktpolitische Alternative zum amerikanischen Weg der 
„working poor". 

Die EU-Kommission hat hierzu in ihrem Weißbuch für Wachs- 
tum und Beschäftigung ein System der progressiven Sozial- 
versicherungsbeiträge vorgeschlagen. Obwohl bereits einige 
europäische Nachbarländer damit experimentieren, gibt es bis- 
lang keine auswertbaren Erfahrungen mit einem solchen In- 
strument. Um negative gesellschaftspolitische Folgen zu ver- 
hindern und die Praktikabilität zu erproben, sollten vor einer 
generellen Einführung eines solch neuen Instrumentariums 
zunächst regionale Modellversuche durchgeführt werden. Da- 
bei sollte die Grundidee auf das deutsche System der Sozial- 
versicherungsbeiträge wie folgt übertragen werden: 

Zur Schaffung und Absicherung von Arbeitsplätzen für Ge- 
ringqualifizierte wird die Belastung durch Sozialversiche- 
rungsbeiträge für Arbeitgeber und Arbeitnehmer unterhalb ei- 
ner Grenze von etwa 18 DM/Stunde progressiv ausgestaltet. 
Je niedriger der Stundenlohn für eine einfache Tätigkeit, de- 
sto geringer soll der darauf fällig werdende Sozialversiche- _ 
rungsbeitrag im Ergebnis sein. Entscheidend ist allerdings, daß 
die soziale Sicherung für Geringqualifizierte nicht einge- 
schränkt wird, um zusätzliche Belastungen der Sozialhilfe zu 
vermeiden. Auch Beitragsausfall in der Sozialversicherung darf 
keinesfalls entstehen. Deshalb sollte das System so ausgestal- 
tet werden, daß zunächst die Sozialversicherungsbeiträge un- 
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verändert an die Sozialversicherungsträger abgeführt werden. 
Danach erhalten Arbeitgeber und Arbeitnehmer für gering 
qualifizierte Tätigkeiten einen in Abhängigkeit von der Höhe 
des Stundenlohns degressiv ausgestalteten staatlichen Zu- 
schuß, der wie beim Kurzarbeitergeld beim Arbeitsamt bean- 
tragt wird. Voraussetzung für den Zuschuß ist, daß Tariflöhne 
oder hilfsweise ortsübliche Löhne gezahlt werden. Der Zu- 
schuß wird für alle sozialversicherungspflichtigen Beschäfti- 
gungsverhältnisse, auch Teilzeitarbeit gezahlt; maßgeblich ist 
allein der gezahlte Stundenlohn. Sozialversicherungspflichti- 
ge Zuschläge (z. B. für Überstunden) werden in die Berechnung 
des Stundenlohns einbezogen. 

Insgesamt kann mit einem solchen Modellversuch überprüft 
werden, ob eine staatliche Subventionierung der Sozialversi- 
cherungsbeiträge vor allem bei einfachen Dienstleistungen 
tatsächlich zu mehr Arbeitsplätzen führt. Entsprechend dem 
Prinzip, Arbeit statt Arbeitslosigkeit zu finanzieren, kann er in 
einer ersten Phase auch auf neu geschaffene Arbeitsplätze 
beschränkt werden. Bei einer flächendeckenden Einführung 
eines solchen Instruments ist jedoch schon aus Gleichbehand- 
lungsgründen eine Ausdehnung auch auf bestehende Ar- 
beitsverhältnisse mit Stundenlöhnen bis zu 18 DM/Stunde 
zwingend erforderlich. Entsprechend der Verantwortlichkeit 
für die Arbeitsmarktpolitik erfolgt die Finanzierung durch den 
Bund. 


Bonn, den 27. Mai 1998 


Ottmar Schreiner 

Gerd Andres 

Adolf Ostertag 

Doris Barnett 

Hans Büttner (Ingolstadt) 

Peter Dreßen 
Rudolf Dreßler 
Konrad Gilges 
Günter Graf (Friesoythe) 

Karl Hermann Haack (Extertal) 
Gabriele Iwersen 
Renate Jäger 
Jann-Peter Janssen 
Dr. Uwe Küster 


Erika Lotz 

Dieter Maaß (Herne) 

Ulrike Mäscher 

Günter Oesinghaus 

Leyla Onur 

Renate Rennebach 

Wieland Sorge 

Wolfgang Spanier 

Dr. Peter Struck 

Franz Thönnes 

Hans Eberhard Urbaniak 

Verena Wohlleben 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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